
Bundesrat Drucksache 111/11 (Beschluss) 
  

15.04.11 

 

 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln 

Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0720-2946 

Beschluss 
des Bundesrates 

 
 
 
 

 
 

Dritte Verordnung zur Änderung der Lebensmitteleinfuhr-
Verordnung 
 

 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 882. Sitzung am 15. April 2011 beschlossen, der Ver-
ordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe folgender 
Änderung zuzustimmen: 

 

Zu Artikel 1 Nummer 6 (§ 15 Überschrift, Absatz 2 Satz 1 und 2) 

In Artikel 1 Nummer 6 ist § 15 wie folgt zu ändern:  

a) In der Überschrift ist das Wort "Eingangszollstellen" durch das Wort "Einfuhr-
orten" zu ersetzen. 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Satz 1 sind die Wörter "eine der benannten Eingangszollstellen" durch 
die Wörter "einen der benannten Orte" zu ersetzen. 

bb) In Satz 2 ist das Wort "Eingangszollstellen" durch das Wort "Orte" zu er-
setzen. 
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Begründung: 
Der Begriff "Eingangszollstellen" in der deutschen Übersetzung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1152/2009 ist fehlerhaft, denn in der englischen Fassung 
wird an dieser Stelle der Begriff "designated point of import" ohne jeden 
Bezug zu einer Zollstelle gewählt. Aus den Artikeln 6 und 7 dieser Ver-
ordnung geht zweifelsfrei hervor, dass hier mit zuständiger Behörde in den 
Mitgliedstaaten diejenige gemeint ist, die zuständig für die Durchführung 
der vorgeschriebenen Aflatoxinkontrollen ist, in Deutschland also die für 
die Lebensmittelüberwachung zuständige Behörde. Eine Zuordnung zu ei-
ner zollrechtlichen Einrichtung ist in der Verordnung nicht vorgesehen und 
schafft im Vollzug erhebliche Probleme und Missverständnisse. Darüber 
hinaus ist zudem die Formulierung "Eingangszollstellen" auch zollrecht-
lich nicht korrekt, da die Verordnung (EG) Nr. 1152/2009 auf die Ab-
fertigung zum freien Verkehr abstellt. 
Daher sollte bei nächstmöglicher Gelegenheit eine Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1152/2009 mit der Kommission erwirkt werden.  
Daher sollte im neuen § 15 Absatz 2 Satz 1 und 2 die Bezeichnung "Orte" 
mit einem Verweis auf die Definition in Artikel 2 Satz 2 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) gewählt werden, um die Fortführung des Übersetzungs-
fehlers in der LMEV zu vermeiden. Ansonsten wäre eine erneute Ände-
rung der LMEV notwendig, wenn eine Korrektur der deutschen Fassung 
erreicht worden ist. 

 


